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Hungary and its Treaty of Trianon 

The peace treaty ending the First World War signed on June 4, 1920 at the Trianon Palace has had the most decisive 
and lasting impact on modern Hungary. This study outlines the controversial path of the Kingdom of Hungary from 
the ceasefire in November 1918 to the ratification of the peace treaty. In addition, it discusses the contemporary gov-
ernment communications and the remembrance of the peace treaty. 
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Im Mai 2010 verabschiedete das ungarische Par-
lament mit seiner 2/3 Fidesz-Mehrheit ein Gesetz, 
welches den 4. Juni, den Tag der Unterzeichnung 
des Friedensvertrages im Jahre 1920 in Trianon, 
zum „Tag der nationalen Zusammengehörig-
keit” deklarierte. Über den Friedensvertrag, seine 
Vorgeschichte, seine politischen, wirtschaftli-
chen, kulturellen Folgen und sein Gedächtnis 
schrieben bereits die Zeitgenossen viel, die Popu-
lär- und Fachliteratur über „Trianon“ wuchs im 
letzten Jahrhundert in das fast Unermessliche. 
Dieser Beitrag zeichnet den umstrittenen Weg 
Ungarns vom Waffenstillstand bis zur Unter-
zeichnung des Friedensvertrages nach und the-
matisiert skizzenhaft die zeitgenössische Kom-
munikation und das Gedächtnis des Vertrages.  

1. Wunsch nach „Großungarn“ 
und die Realität –  
zwischen Spätherbst 1918 und Herbst 1919 

Das Ende des Ersten Weltkrieges eröffnete den 
Weg zur internationalen Neuordnung Mitteleu-
ropas. Die Siegerstaaten zielten darauf ab, den 
                                                           
1 KRÜGER, Friedensordnung 101. 
2 MANELA, Wilsonian Moment 
3 MÜLLER, TOOZE, Demokratie 32.  
4 FRIE, 100 Jahre 104.  

jahrhundertalten Vielvölkerstaat der Habsburger 
von kleineren, demokratisch verfassten National-
staaten abzulösen. Als Leitziel galt die territoriale 
Unabhängigkeit und Souveränität für die Nation. 
Im politischen Diskurs kristallisierte sich im 
Spätherbst 1918 eine Verkoppelung von Forde-
rungen nach nationaler Unabhängigkeit und 
mehr Demokratie heraus.1 Das globale „Wilso-
nian Moment“ 2 erreichte auch Mitteleuropa.  

Die „Demokratie“ war im Jahre 1918 in Mitteleu-
ropa „plötzlich“ Mode, sogar Normalität3 gewor-
den und galt als Gegenentwurf zum autoritären 
„verhassten Alten“, was mit der Habsburgermo-
narchie samt ihren Schwächen und mit dem 
Krieg samt seinen Leiden gleichgestellt werden 
konnte. Die neuen politischen Akteure erhofften 
sich durch die Verkündung einer demokrati-
schen Neuordnung4 auch mehr Sympathie sei-
tens der Sieger und dadurch auch bessere Frie-
densbedingungen. Die internationale Anerken-
nung durch einen Friedensvertrag setzte jedoch 
nicht nur die Kriterien der de facto Staatlichkeit 
(Staatsgebiet, Staatsbevölkerung und Staatsge-
walt)5 voraus, sondern auch eine demokratische 

5 Nach der Definition Jellineks konstituiert sich ein 
Staat durch folgende drei Elemente: Staatsgebiet, 
Staatsvolk und Staatsgewalt; JELLINEK, Allgemeine 
Staatslehre 394-434. 
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Führung, eine von der Mehrheit der Bevölkerung 
anerkannte und akzeptierte Regierung, welche 
als Garant für innere Stabilität und internationale 
Ordnung betrachtet wurde.  

Ungarn und Österreich als Verliererstaaten ver-
fügten bis zur Unterzeichnung eines Friedensver-
trages über einen äußerst begrenzten Handlungs-
spielraum, was sich auch in der zwingenden Hin-
nahme der Gebietsbesetzungen durch Nachbar-
staaten zeigte. Dieser Verliererstatus äußerte sich 
außenpolitisch im Gefühl der Kraftlosigkeit und 
des Ausgeliefertseins. Solange die Nachfolge-
staaten, die als Sieger anerkannt worden waren, 
für ein gutes Image bei den Alliierten Sorge tru-
gen und für ihr nationales Anliegen intervenie-
ren konnten, blieben eventuelle Interventionen 
für bessere Friedensbedingungen, die meist auf 
früheren Netzwerken basierten, für die Verlierer-
staaten fast ganz verwehrt.  

In Ungarn existierte nur eine einzige, auf der un-
garischen „Suprematie“ basierende Staatsauffas-
sung, welche die Dominanz der ungarischen po-
litischen Nation6 über die anderen Nationalitäten 
und Ethnien innerhalb der ungarischen Krone 
langfristig zu sichern versuchte. Kein ernst zu 
nehmendes Gegenkonzept konnte sich bis 1918 
durchsetzen. Somit stand der provisorischen Re-
gierung im Spätherbst 1918 kein alternatives 
Staatskonzept mit Zugeständnissen an die Natio-
nalitäten zur Verfügung. Mit beträchtlicher Mo-
difizierung7 beanspruchte diese Regierung das 
ganze Staatsgebiet des früheren ungarischen Kö-
nigreichs und anerkannte die Gebietsforderun-
gen und -abtretungen der Nachfolgerstaaten 
nicht. Die internationale Realität und der Kriegs-
verliererstatus begünstigten diesen ungarischen 
Standpunkt jedoch nicht mehr. Trotz Vorrückens 
fremder – rumänischer, südslawischer und tsche-
chischer – Armeen an der Peripherie beharrten 

                                                           
6 Zum ungarischen Staats- und Nationskonzept findet 
man eine eine fundierte Zusammenfassung in SZABÓ, 
Nemzetfogalom 201-248.  
7 Oszkár Jászi, für die Nationalitätenfrage zuständiger 
Minister, erarbeite ein (schnell gescheitertes) Konzept, 

die jeweiligen Regierungen in Budapest weiter-
hin auf dem lang tradierten Konzept „Großun-
garns“, ohne dieses Vorhaben jedoch militärisch 
durchsetzen zu können. Aus der Sicht der Sieger-
staaten gefährdete dieses ungarische Großstaats-
konzept die von ihnen installierte, neue interna-
tionale Ordnung der „kollektiven Sicherheit“, die 
mehr die Nachfolgerstaaten und kaum die Ver-
liererstaaten begünstigte. Das Ziel des Frie-
densarrangements war neben der Ermöglichung 
nationaler Selbstbestimmung in Mitteleuropa 
auch die Etablierung demokratischer Regime. 
Davon erhofften die Sieger eine dauerhafte Stabi-
lisierung der Ordnung in Mitteleuropa. Falls die 
neu geschaffenen Staaten diese Ordnungsvorstel-
lungen gefährdeten, agierten die Letzteren mit 
unterschiedlichen, aber meist bescheidenen Mit-
teln. 

Die Möglichkeiten der Siegermächte, eine Neu-
ordnung in ihrem Sinne in Mitteleuropa durch-
zusetzen, waren militärisch wie politisch be-
grenzt. Sie verfügten zwar über eine Vielzahl an 
Informationen und Kenntnissen über die kom-
plexen national-sprachlichen Probleme der Re-
gion, und dies auch durch ihre eigenen Feldfor-
schungsexpertisen. Aber diese Informationen 
waren oft widersprüchlicher Natur. Im Wissen 
darum agierten regionale und lokale Sieger im 
Bewusstsein ihres eigenen Siegerrechtes. Sie stell-
ten die Verliererstaaten vor vollendete Tatsachen 
und besetzten begehrte Grenzgebiete. Diese 
Nachfolgestaaten schufen neue territoriale Reali-
täten, die allerdings mit den Siegerstaaten in Ver-
sailles synchronisiert und ausgehandelt werden 
mussten. Auf den Trümmern der Habsburger-

welches für das ungarische Territorium eine Födera-
tion nach Schweizer Modell, jedoch mit eindeutiger 
Dominanz der Ungarn vorsah. Siehe dazu: SZARKA, 
Nationalitätenfrage 189–201. 
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monarchie waren „Siegerrecht und Selbstbestim-
mungsrecht nicht miteinander vereinbar.“8 Bei 
der Festsetzung der neuen Grenzen waren in den 
meisten Fällen keine demokratischen Prinzipien 
ausschlaggebend, sondern die pure militärische 
Macht.9  

Die Demarkationslinien Ungarns zum südslawi-
schen Staat und zu Rumänien bestimmten zwei 
Militärkonventionen, der Waffenstillstandsver-
trag von Padua am 3. November 1918 und jener 
von Belgrad am 13. November. Die Nordgrenze 
zur Tschechoslowakei und die Westgrenze zu 
Österreich wurden in keiner militärischen Ver-
einbarung am Kriegsende thematisiert, weil 
diese Gebiete früher Bestandteile der ehemaligen 
Habsburgermonarchie waren. Im Spätherbst 
1918 besetzten südslawischen Truppen den Sü-
den Ungarns, rumänische Truppen Siebenbür-
gen im Osten, ferner verkündeten die Slowaken 
im Norden ihren Anschluss an die neue tschechi-
sche Republik. Daher rückten dort tschechische 
Truppen heran. Auf diesen besetzten Gebieten 
ersetzte das fremde Militär die alte ungarische 
Verwaltung. Die Fremdbesatzung führte zu einer 
zusätzlichen psychischen Belastung für die unga-
rische Bevölkerung, welche sich durch das be-
reits vorhandene und tief verankerte Feindbild 
der „Nationalitäten“ noch verschlimmerte.  

Die Grundlinien der Außenpolitik Ungarns und 
Österreichs waren im Spätherbst 1918 dieselben. 
Im Zentrum stand die sogenannte „pazifistische“ 
Politik, die auf der Hoffnung von US-Präsident 
Woodrow Wilson und auf seinem Programm ba-
sierte. Dieser „passive“ Ansatz entsprach prag-
matischen Überlegungen: Militärisch konnten 
Budapest den Fremdbesatzungen nicht entge-
genwirken. Das neue Österreich führte eine Au-
ßenpolitik, die, von den Anschlussbestrebungen 
an Deutschland abgesehen, kaum das Eingreifen 
der Siegermächte hervorrief. Die ungarische Au-

                                                           
8 FISCH, Selbstbestimmungsrecht 158.  
9 JUDSON, Habsburg 563.  

ßenpolitik agierte unter ungünstigeren Bedin-
gungen. Bis zur Rätediktatur leitete Ministerprä-
sident Károlyi die ungarische Außenpolitik, was 
zu immer mehr Einflussnahme der Entente-
Mächte auf die innenpolitischen Angelegenhei-
ten Ungarns führte. Ausbleibende außenpoliti-
sche Erfolge sowie die komplexe, innenpolitisch-
ökonomische Krisensituation erschwerten die 
politische Konsolidierung der schwachen Klein-
koalitionsregierung Károlyis10 und begünstigten 
den Glauben an die Notwendigkeit radikaler Lö-
sungsversuche.  

Die Károlyi-Regierung rechnete im Spätherbst 
1918 damit, dass die Gebietsabtretungen proviso-
risch seien und der „gerechte“ Friedensvertrag 
wenigstens zum Teil annullieren werde und 
Großungarn ein multinationaler Staat bleiben 
könne. Ihre Kompromissbereitschaft deklarie-
rend proklamierte die Regierung im November 
1918 demokratische Rechte und eine kulturelle 
sowie eine Verwaltungsautonomie für die Natio-
nalitäten, obwohl die meisten von Nationalitäten 
bewohnten Randgebiete bereits unter Fremdbe-
satzung standen. Diese verspätete Geste jener un-
garischen Regierung erzeugte jedoch kein positi-
ves Echo mehr unter den sich ablösenden Min-
derheiten.  

Erst recht spät, am 18. Dezember 1918, befasste 
sich die Károlyi-Regierung mit der neuen territo-
rialen Realität Ungarns. In der Ministerratssit-
zung thematisierten die Regierungsmitglieder 
die Tatsache, dass rumänische Truppen mit fran-
zösischer Erlaubnis den Großteil Siebenbürgen 
militärisch besetzten. Sie kamen zu der Schluss-
folgerung, die hiesigen ungarischen Truppen 
hätten keinen bewaffneten Widerstand zu leis-
ten. Auf dieser Sitzung änderte die Regierung 
ihre außenpolitische Strategie, sie setzte statt auf 
volle territoriale Integrität auf ethnische Grenzen, 
welche jedoch nicht durch bewaffnetes Militär 

10 MURBER, Staatswerdung 188–201.  
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behauptet werden sollten.11 Im Jänner 1919 ent-
schied sich daher der sozialdemokratischer Ver-
teidigungsminister Vilmos Böhm für einen be-
schleunigten Aufbau des ungarischen Militärs. 
Am 10. Jänner 1919 bat zwar die ungarische Re-
gierung die Sieger um Hilfe zur Unterbindung 
des Bolschewismus in Ungarn. Die Beharrung 
Budapest auf die territoriale Integrität Ungarns,12 
machte ein Zuvorkommen der Sieger aber un-
möglich. 

In Versailles wurden die neuen Grenzen Un-
garns, außer zu Österreich im Frühjahr 1919, bis 
zur Ausrufung Räteungarns ausgehandelt.13 Die 
tschechoslowakischen und rumänisch-südslawi-
sche Unterkommissionen legten den Verlauf der 
neuen Staatsgrenzen Ungarns fest. Diese erfuh-
ren trotz ungarischer Rätediktatur keine nen-
nenswerte Modifizierung mehr. Die Behandlung 
der „ungarischen Frage“ begann am 29. März 
und dauerte drei Monate,14 die kaum Verände-
rung im bereits festgelegten Grenzverlauf 
brachte. Diese Grenzverläufe bildeten die Grund-
lage des Friedensvertrags von Trianon. Vor der 
Ausrufung der ungarischen Rätediktatur war al-
lein der Verlauf der österreichisch-ungarischen 
Grenze noch offen. 

Eine neue diplomatische Note der Sieger, die sog. 
Vix-Note,15 traf am 20. März 1919 in Budapest 
ein. Diese bestätigte die territorialen Verluste Un-
garns zugunsten Rumäniens und die Aufstellung 
einer neutralen Zone zwischen den zwei Staaten, 
was den rumänischen Truppen Anlass zum wei-
teren Vorrücken ins Landesinneren Ungarns gab. 
Für die in der territorialen Integrität denkende 
bürgerlich-sozialdemokratische Kleinkoalition 
                                                           
11 Ungarischer Ministerratssitzung am 18. 12. 1918,   
Tagesordnungspunkt 1. in:   
http://adatbazisokonline.hu/adatbazis/ 
minisztertanacsi-jegyzokonyvek-1867–1944  
(zuletzt eingesehen 13. 12. 2018) 
12 ROMSICS, trianoni békeszerződés 105.  
13 Ebd. 140. 
14 Ebd. 135. 
15 Ferdinand Vix, französischer Offizier, Leiter der Mi-
litärmission in Budapest, überreichte die Note über die 

blieb die Anzahl der Handlungsalternativen ext-
rem eingeschränkt, sie dankte daher ab. Ein Teil 
der mit Regierungsbildung beauftragten sozial-
demokratischen Führung bot den im Gefängnis 
sitzenden Kommunisten die Mitwirkung an den 
Regierungsgeschäften an. Die zwei fusionierten 
linken Parteien riefen gemeinsam am 21. März 
1919 die ungarische Rätediktatur aus.16 

Die Ausrufung einer weiteren kommunistischen 
Diktatur versetzte die Entscheidungsträger auf 
der Versailler Friedenskonferenz in Unruhe, 
auch wenn sie bereits über Kenntnisse der links-
radikalen Aktivitäten in Budapest verfügten.17 
Die Errichtung der Rätediktatur entfaltete unter 
der Leitung der Siegermächte eine gegen Ungarn 
gerichtete internationale Eigendynamik, um der 
Verbreitung weiterer sozialrevolutionärer Expe-
rimente vorzubeugen. Österreich und Ungarn er-
hielten zwar Anfang Mai durch die Entente Mis-
sion in Wien eine Einladung nach Paris. Die un-
garische Einladung blieb jedoch in Wien stecken 
und wurde von der Wiener Entente-Mission 
nicht nach Budapest weitergeleitet. Die somit 
ausgebliebene Einladung Ungarns nach Versai-
lles ermöglichte die Modifizierung der österrei-
chisch-ungarischen Grenze. Die erste Version des 
österreichischen Friedensvertrages legte noch die 
alte österreichisch-ungarische Grenze von 1867 
fest.18 Die österreichische Delegation konnte in 
ihrer schriftlichen Antwort auf die Vertragsvor-
lage für das Burgenland argumentieren.19 Die 
zweite und endgültige Version des Vertrages von 

Räumung der Gebiete im Osten zugunsten Rumäniens 
am 20. 3. dem Staatspräsidenten Mihály Károlyi.  
16 VARGA, forradalom 17–22.  
17 Cunningham agierte stark gegen linksradikale Ten-
denzen in Österreich und befürchtete das Übergreifen 
des Bolschewismus aus Ungarn nach Wien. Darüber 
verfasste er zahlreiche Berichte.  
18 1 BlgKNV 379, 47. 
19 LEIN, Burgenlandnahme 9.  
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Saint Germain beinhaltete jedoch die Modifizie-
rung der traditionellen Grenze zugunsten Öster-
reichs.20  

Die von Ungarns Kommunisten eingeleitete mili-
tärische Verteidigung des Landes ab Frühsom-
mer 1919 scheiterte und führte zur rumänischen 
Besetzung Ostungarns und der Hauptstadt unter 
der Zustimmung der Pariser Entscheidungsträ-
ger. Nach der Abdankung der Räteregierung im 
August 1919 entsandten die Sieger eine erneute 
Kommission nach Budapest. Die vom britischen 
Diplomaten, George Russel Clerk, geleitete sog. 
Clerk-Mission bekam die Aufgabe, die fragmen-
tierte Staatsmacht zu konsolidieren und eine von 
Paris anerkannte Koalitionsregierung zu instal-
lieren. 

2. Friedensvertrag von Trianon: 
Vorbereitung, Unterzeichnung 
und Grenzziehungen 
Alle politischen Akteure des Spätherbstes 1918 
waren sich im Klaren, dass ein ehestmöglicher 
Friedensabschluss für das Land sowohl aus wirt-
schaftlichen als auch aus politischen Gründen als 
Voraussetzung einer Konsolidierung galt. Bereits 
anfangs Oktober 1918 traf man die ersten Schritte 
zur Vorbereitung der Friedensverhandlungen: 
Man sammelte wissenschaftliche, politische, 
wirtschaftliche und ethnisch-kulturellen Argu-
mente, um den ungarischen Standpunkt und die 
Hoffnungen auf Beibehaltung Großungarns zu 
untermauern. Als Grundlage dienten die Daten 
der letzten Volkszählung von 1910. Während der 
Rätediktatur wurden die diesbezüglichen Vorbe-

                                                           
20 KOCH, RAUSCHER, SUPPAN, Außenpolitische Doku-
mente Nr. 316, 366–368.  
21 Ungarischer Ministerratssitzung am 2. 12. 1919,   
Tagesordnungspunkt 1. in:   
http://adatbazisokonline.hu/adatbazis/ 
minisztertanacsi-jegyzokonyvek-1867–1944 
(zuletzt eingesehen 13. 12. 2018) 

reitungen stillgelegt, es ging um Machtdemonst-
ration und militärische Behauptung für bessere 
Friedenskonditionen. Ende August 1919 nahm 
ein Büro für die Friedensvorbereitung seine Tä-
tigkeit im Rahmen des Außenministeriums in 
Budapest auf. Als Mitte November 1919 die ru-
mänischen Truppen die ungarische Hauptstadt 
verließen, konnten die Druckarbeiten der fertig-
gestellten Unterlagen begonnen werden. In den 
Ministerratssitzungen anfangs Dezember 1919 
rechnete man mit einer baldigen Einladung nach 
Paris.21 Auf der Sitzung vom 29. Dezember ent-
schied der Ministerrat die Entsendung des unga-
rischen Friedenskomitees mit einem Datum vom 
5. Jänner 1920.22  

Drei Verliererstaaten, Deutschland, Österreich 
und Bulgarien, unterzeichneten bereits 1919 ihre 
Friedensverträge. Daher verfügten die ungari-
schen Delegierten über Vorkenntnisse darüber, 
wie man die Vertreter der Verliererstaaten in Pa-
ris behandelte. Für den vorgesehenen Noten-
wechsel wurde eine breite Argumentationsbasis 
ausgearbeitet, die – trotz besetzten Gebieten 
durch Nachfolgestaaten – auf die territoriale In-
tegrität und auf „Großungarn“ fixiert blieb. Die 
ungarische Argumentation basierte auf die wil-
sonschen Ideen, vor allem auf dem Selbstbestim-
mungsrecht der Nationen. Die über 70 Personen 
zählende ungarische Delegation traf am 7. Jänner 
1920 in Paris ein. Wie im Fall der österreichischen 
Delegierten, durften die ungarischen Vertreter 
keinen Kontakt mit der Außenwelt, mit Politi-
kern und Journalisten pflegen.  

Am 16. Jänner, am Tag der Überreichung der ers-
ten Version der Friedensbedingungen, geneh-
migte man dem Leiter der ungarischen Delega-

22 Ungarischer Ministerratssitzung am 2. 12. 1919,   
Tagesordungpunkt 5. in:   
http://adatbazisokonline.hu/adatbazis/ 
minisztertanacsi-jegyzokonyvek-1867–1944  
(zuletzt eingesehen 13. 12. 2018) 
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tion, die ungarischen Argumente in einer ein-
stündigen Rede zusammenzufassen. Keinem der 
Vertreter der Verliererstaaten wurde eine ähnli-
che symbolische Geste der Zuvorkommenheit 
gestattet. Graf Albert Apponyi fokussierte in sei-
nem Plädoyer auf die Bedeutung Großungarns 
für die Region. Ferner bat er um Volksabstim-
mung für alle umkämpften Gebiete. Zur Visuali-
sierung der Argumente legte er die „carte rouge“, 
die berühmt gewordene sog. Rote Karte vor, wel-
che die Gebiete Großungarn mit ungarischer 
Mehrheit mit roter Farbe visualisierte. Diese ver-
bale Interaktion des ungarischen Delegationslei-
ters modifizierte jedoch die Friedensbedingun-
gen nicht.  

Nach dem Eintreffen der Delegation in Budapest 
und nach vielseitigen Überlegungen gestaltete 
die ungarische Friedensdelegation zum Teil ihre 
Argumente um. Statt die volle territoriale Integ-
rität vertrat sie anfangs Februar 1920 das ethni-
sche Prinzip. Aufgrund dessen forderte Budapest 
die Räumung bereits fremdbesetzter Gebiete so-
wie die Durchführung von Volksplebisziten bei 
umstrittenen Territorien. Die Sieger wiesen je-
doch sowohl die ungarischen Grenzverände-
rungswünsche als auch die Forderung nach 
Volksabstimmung einstimmig zurück. Die unga-
rische Delegation konnte daher keine Modifizie-
rung im vorgelegten Text des Friedensvertrages 
bewerkstelligen.  

Die Friedensverträge anderer Verliererstaaten 
unterzeichneten hohe Würdenträger des Staates. 
Die symbolische Ablehnung demonstrierend sig-
nierten den ungarischen Friedensvertrag in Tri-
anon zwei völlig unbedeutende Regierungsmit-
glieder, die keine weitere politische Karriere an-
strebten. Wie in Österreich löste zwar der Inhalt 
dieses Vertrages Empörung im politischen Dis-
kurs und in der Öffentlichkeit aus. Der Regie-
rungskommunikation entsprechend herrschte 
aber bis zur Ratifizierung des Vertrages eine all-
gemeine optimistische Stimmung. Man glaubte, 
die Gebietsabtretungen seien annullierbar und 
eine Revision stehe bevor. Diese unbegründeten 

Hoffnungen verschwanden am 15. November 
1920, am Tag der Ratifizierung des Vertrages 
durch das ungarische Parlament. Ministerpräsi-
dent Graf Pál Teleki dankte nicht ab, wie sein bul-
garische Kollege das tat, aber gestand die gegen-
wärtige Unveränderbarkeit des Friedensvertra-
ges zu. Die Alliierten, außer die Vereinigten Staa-
ten, ratifiziertenden Vertrag im Frühling 1921. 
Mit den USA unterschrieb Ungarn einen geson-
derten Friedensvertrag im August 1921.   

Wie der Vertrag von Saint Germain bestand jener 
für Ungarn auch aus 14 Teilen. Aufbau und In-
halt stimmten überein, die wenigen Abweichun-
gen – wie z. B. die maximale Größe des Militärs – 
resultierten aus landesspezifischen Gegebenhei-
ten. Der ungarische Vertrag, der über ein halbes 
Jahr später unterzeichnet worden war, beinhal-
tete zusätzliche handelspolitische Bestimmun-
gen, welche im Vertrag von Saint-Germain noch 
fehlten, jedoch implizit die Möglichkeit zu deren 
Verwirklichung bereits vorsahen. Gegen die ter-
ritorialen Bestimmungen des Vertrages richtete 
sich der starke ungarische Revisionismus in der 
Zwischenkriegszeit: Die Gebietsabtretungen Un-
garns betrafen mehr als zwei Drittel (von 
325.411 km² auf 93.073 km²) des früheren Staats-
gebietes. Die Bevölkerungszahl Kleinungarns 
sank um mehr als 50 % auf 7,9 Millionen Einwoh-
ner. Über drei Millionen Ungarn wurden in den 
Nachfolgestaaten zur Minderheit. 

1921 nahmen vier Grenzkomitees ihre Arbeit auf, 
um die genaue Staatsgrenzen Ungarns vor Ort 
festzustellen und zu markieren. An der neuen 
ungarisch-tschechoslowakischen Grenze wurde 
eine bescheidene Grenzkorrektur zugunsten Un-
garns, zwei Dörfer und ein Steinbergwerk, aus-
gehandelt. An der Ostgrenze zu Rumänien und 
an der Südgrenze zum SHS-Staat galten jene Ver-
fügungen des Friedensvertrags ohne Änderung. 
Zur Räumung des Baranya-Dreiecks im Süden 
Ungarns durch südslawische Truppen war je-
doch ein Ultimatum der Pariser Entscheidungs-
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träger notwendig. Daraufhin verließen die süd-
slawischen Truppen bis zum 22. August 1921 die 
unrechtmäßig besetzten Gebiete. 

Bei der Westgrenze Ungarns zu Österreich war es 
umgekehrt, ungarisches Militär besetzte die Ös-
terreich zugesprochenen Gebiete. Die im Frie-
densvertrag für Österreich zugesprochenen 
westungarischen Gebiete wurden in die Zone 
„A“ und „B“, ähnlich wie im Falle Südkärntens, 
eingeteilt. Die Räumung der von ungarischen re-
gulären Truppen besetzten „Zone A“ fand bis 
Ende August 1921 statt. Aber gleichzeitig gab es 
dort immer mehr irreguläre ungarische Truppen, 
die einen friedlichen Imperiumwechsel unmög-
lich machten. Es kam zur bewaffneten Auseinan-
dersetzung zwischen österreichischer Gendar-
merie und ungarischen Freischärlern. Demzu-
folge evakuierte die österreichische Regierung 
die „Zone A“. Die „Zone B“ um Sopron blieb un-
verändert unter ungarischer Militärkontrolle. 
Nach intensivem diplomatischem Notenwechsel 
versuchte die österreichische Gendarmerie an-
fangs Oktober 1920 erneut die militärische Macht 
in „Zone A“ zu übernehmen, was wiederum 
scheiterte. Gleichzeitig rief der Freischärler Pál 
Prónay vor Ort einen regionalen Ministaat aus, 
was die österreichische Übernahme hinauszö-
gerte. Dank der diplomatischen Vermittlung Ita-
liens fanden im Oktober 1921 in Venedig Ver-
handlungen über einen friedlichen Wechsel statt. 
Es kam dabei zu einem Kompromiss: Budapest 
akzeptierte die Übergabe Burgenlands und Wien 
billigte eine Volksabstimmung über die Zugehö-
rigkeit von Sopron und acht weiteren Dörfern. 
Auf Befehl des Reichsverwesers Miklós Horthy 
verließen Ende Oktober 1921 die irregulären 
Truppen die vereinbarten Gebiete in „Zone A“. 
Aufgrund der Volksabstimmung am 14. Dezem-
ber 1921 verlor das Burgenland seine natürliche 
Hauptstadt und die „Zone B“ verblieb bei Un-
garn. Nach dem Abebben der politischen Gewalt 
konnte auch die österreichisch-ungarische 
Grenzkommission verspätet ihre Arbeit aufneh-
men. Es wurde eine minimale Verbesserung zu 

Gunsten Ungarns ausgehandelt: Zehn Dörfer 
verblieben bei Ungarn und drei Gemeinden trat 
Österreich ab.  

3. Zeitgenössische  
Kommunikation und Gedächtnis 
Im Spätherbst 1918 hegte man in Ungarn große 
Hoffnungen, auch bezüglich der gewünschten 
territorialen Integrität. Die Realität holte die 
Wünsche und Erwartungen jedoch schnell ein. 
Die großen und kleinen regionalen Sieger und 
die Verlierer erlebten die Jahre nach dem Ersten 
Weltkrieg unterschiedlich. Sie waren gegenseitig 
mit Ressentiments erfüllt. Diese negative, oft ab-
lehnende Attitüde wurde in nationalen Narrati-
ven bis heute kaum hinterfragt weitertradiert. 
Demzufolge existiert bis heute keine gemeinsame 
Erinnerung der Nachfolgestaaten über die Ereig-
nisgeschichte der direkten Nachkriegsjahre.  

Die ungarische Regierungskommunikation über 
die neue territoriale Realität der Nachkriegszeit 
war vom Beginn an zwiespältig. Die ungarischen 
Regierungen kommunizierte Zuversicht in der 
Öffentlichkeit, auch wenn diese seit dem Späth-
erbst 1918 der territorialen Realität völlig wider-
sprach. Bis zur Ratifizierung des Friedensvertra-
ges am 15. November 1920 klammerte man sich 
an die Hoffnung, es sei bloß ein Provisorium und 
die Gebietsverluste seien annullierbar. Keiner der 
Regierungen bis zum Spätherbst 1920 wagte den 
unpopulären Schritt, die Endgültigkeit der Ge-
bietsverluste und die eigene Ohnmacht vor der 
Bevölkerung einzugestehen. Diese Ohnmacht 
der Führung in außenpolitischen Fragen suchten 
die Regierungen mit Schlagwörtern des Pazifis-
mus und dem Selbstbestimmungsrecht der Nati-
onen zu verschleiern. Diese weckten jedoch sei-
tens der Bevölkerung auch Erwartungen gegen-
über der Regierung. Die Bevölkerung und selbst 
zahlreiche Politiker hofften auf ein Deus ex ma-
china. Als die ungarische Friedensdelegation im 
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Januar 1920 den Ostbahnhof in Budapest in Rich-
tung Paris verließ, verabschiedete eine große 
Menschenmenge die Delegation unter Triumph-
rufen als potenzielle Hoffnungsträger.23 Man 
konnte nicht fassen, dass die breit verankerte 
Staatsauffassung vom tausendjährigen Großun-
garn so abrupt zum Ende kommen würde. Zwi-
schen Handlungsspielraum und Erwartungsho-
rizont tat sich eine große Diskrepanz auf, die man 
selbst nach der Ratifizierung des Friedensvertra-
ges nicht zu überbrücken vermochte. Dies führte 
zu den ausgeprägten Revisionsbestrebungen der 
Zwischenkriegszeit.  

Die gescheiterten Hoffnungen mündeten bereits 
im Frühjahr 1919 in Enttäuschungen und ließen 
radikale Lösungsansätze in Form einer kurzlebi-
gen Rätediktatur aufkommen. Die „psychopathi-
sche“ Bolschewismusfurcht der Sieger unter-
stützte die bereits vorhandenen Intentionen. Es 
ging um die Begünstigung regionaler Sieger statt 
der Verlierer, welche zu einem bolschewistischen 
Experiment neigten. Das Beharren auf dem Kon-
zept „Großungarn“ in Budapest führte zu zusätz-
lichen Irritationen bei den Pariser Entscheidungs-
trägern. Die Thematisierung der territorialen Re-
alität, der Verlust von Randgebieten Ungarns, 
blieb im ungarischen öffentlichen Diskurs aus. 
Die provisorische Regierung schob im Spätherbst 
1918 die Verantwortung für die Gebietsbesetzun-
gen durch fremde Armeen dem alten Regime zu. 
Diese Taktik der Schuldzuweisung spielte auch 
während der Rätediktatur und bei den „konter-
revolutionären“ Regierungen eine bedeutende 
Rolle. Das Einsehen der eigenen Verantwortung 
und / oder der misslungenen politischen Schritte 
von jeweiliger Regierung blieb gänzlich aus.  

Nach dem Ende der ungarischen Räterepublik, 
dem Abzug der rumänischen Besatzer und dem 
schrittweisen abklingenden „weißen Terror“,24 

                                                           
23 ROMSICS, trianoni békeszerződés 165–167.  
24 Der „weiße Terror” 1919–1920/21 in Ungarn, geleitet 
von rechtsradikalen paramilitärischen Einheiten, rich-
tete sich gegen die vermeintlichen Kommunisten und 
Juden. 

leiteten die Siegermächte ab März 1920 eine 
rechtsgerichtete Konsolidierung in Ungarn ein. 
Die komplexen traumatischen Erfahrungen des 
Kriegsendes und der direkten Nachkriegsjahre 
wirkten stimulierend auf neue Interpretations-
rhetoriken der Rechten. Diese wiesen die Schuld 
wegen der neuen, düsteren Nachkriegsrealität 
den vermeintlichen „inneren Feinden“ zu, die am 
Kriegsende die Macht ergriffen hatten. So gerie-
ten die Sozialdemokraten sowohl in Ungarn als 
auch in Österreich – unabhängig davon, ob sie 
die bolschewistische Rätediktatur ablehnten oder 
bejahten – ins Kreuzfeuer des rechten Lagers. Die 
gemäßigten Linken wurden mit den radikalen 
„Bolschewiki“ gleichgesetzt. Es entstand das 
neue Bild des abstrakten, gesichtslosen Feindes 
der „roten Masse“, die eine „Revolution“ herbei-
sehnte. In diesem Feindbild verschmolzen Ele-
mente von Antibolschewismus und Antisemitis-
mus25 und gleichzeitig auch die Ablehnung der 
„revolutionären“ Errungenschaften vom Späth-
erbst 1918. Die Tatsache, dass es einen relativ ho-
hen Anteil an Juden in den Reihen der sozialde-
mokratischen Führung in Österreich und Ungarn 
gab und sie sich in den direkten Nachkriegsjah-
ren politisch aktiv profilierten, ermöglichte die 
unheilvolle Verknüpfung von Antisemitismus 
und Antibolschewismus in beiden Staaten. Man 
konnte in Ungarn einem jüdischen Kommunisten 
Béla Kun die Gebietsverluste und den Zusam-
menbruch des Staates gleichermaßen anlasten. 
Diesen „Judeobolschewisten“ vermochte das 
rechte Lager alle Schuld am ungünstigen Frie-
densvertrag von Trianon zuzuschieben. Auf der 
anderen Seite kristallisierte sich sehr schnell die 
„Opferrolle“ des ethnozentrisch definierten Un-
garns heraus, welche mit einer ausgeprägten Re-

25 GERWARTH, Krieg im Frieden 133.  
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visionspropaganda die gesellschaftliche Kohä-
sion der Zwischenkriegszeit zu sichern ver-
sprach.  

Nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages 
wurde „Trianon“ zum Symbol eines Traumas des 
ethnisch-ungarischen Volkes. Die Wirksamkeit 
des „Trianon Traumas“26 resultiert daraus, dass 
dieser Schock in der Lage war, alles Schlechte, 
was nach dem Ersten Weltkrieg mit Ungarn pas-
sierte, in sich zu konzentrieren und zu subsumie-
ren. Darauf basierend baute der rechtskonserva-
tive Kurs seine Revisionspropaganda auf und 
wies jegliche Eigenverantwortung von sich. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg, während der staatssozi-
alistischen Diktatur, begann die Periode des 
„Verdrängens“. Das Verschweigen statt Aufar-
beiten des „gesellschaftlichen Traumas“,27 dau-
erte bis in die 1980er Jahre hinein. Nach der 
Wende verbreiteten sich zahlreiche Legenden 
und Verschwörungstheorien über den Vertrag, 
welche sich trotz wissenschaftlicher Dementi28 
bis heute einer großen Popularität erfreuen. Ob-
wohl die Komplexität der Trianon-Frage seit 
Jahrzehnten in wissenschaftlichen und politi-
schen Diskursen ein Zankapfel ist, verringerte 
sich das Trauma durch das „Aussprechen“ nicht, 
im Gegenteil. Anfang der 2000er Jahre organisier-
ten vor allem rechtsradikale, revisionistische 
Gruppierungen Veranstaltungen im Zeichen ei-
ner Trianon-Erinnerung. Sie verkörperten eine 
nationalistische Gegenkultur. Ab den 2010er Jah-
ren war jedoch der Trianon- und Großungarn-
Kult Bestandteil der staatlichen Erinnerungspoli-
tik geworden. Deren breite Akzeptanz hing da-
mit zusammen, dass das Bedürfnis danach und 
der Anspruch darauf in breiten Schichten der Ge-

                                                           
26 KOVÁCS, Trianon traumatikus emlékezetéről 7–17; 
DERS., Trianon, avagy „traumatikus fordulat” 82–107.  
27 Eine Zusammenfassung über Trianon als „gesell-
schaftliches Trauma”: ZAHORÁN, trianoni labirintus 9–
54.  
28 Eine wohl bekannteste Monographie über die Wi-
derlegung der „Trianon Legenden” in: ABLONCZY: Tri-
anon-legendák.  

sellschaft vorhanden waren und sind. Das Wach-
rufen des „Trianon-Traumas“ ermöglicht die 
Verinnerlichung ehemaliger Größe und der mut-
maßlichen Überlegenheit von Großungarn.29 Tri-
anon ist daher der „mythische Motor“ des unga-
rischen Neonationalismus,30 der das „Nationbuil-
ding“ auf historischen und ethnozentrisch 
Grundlage forciert.  

Diese Dominanz der Opfernarrative Ungarns 
überschattet einen anderen, gleichwohl entschei-
denden Bruch des 20. Jahrhundert, nämlich die 
Shoa der ungarischen Juden. Im Jahre 2012 fand 
der ungarische „Historikerstreit“31 über Trianon 
und Holocaust sowie deren vielschichtigen Ver-
flechtungen statt. Der ungarische Gesell-
schaftshistoriker und Akademiker Gábor Gyáni 
stellte in diesem Zusammenhang fest, Trianon 
und Holocaust seien in vielerlei Hinsicht ähnli-
che Phänomene, weswegen sie im nationalen Ge-
dächtnis wetteifern und sich gegenseitig aus-
schließen.32 Éva Kovács, wissenschaftliche Leite-
rin des Wiesenthal Institutes in Wien, resümierte 
den Trianon-Kult der Zwischenkriegszeit folgen-
dermaßen: Dieser Kult nationalisierte und goss 
alle Leiden des Ersten Weltkrieges in eine Form, 
damit konservierte er die machtpolitischen Ver-
hältnisse der Vorkriegszeit. Ihrer Meinung nach 
war der Ethnozentrismus und Antisemitismus 
von Beginn an ein immanenter Bestandteil dieses 
Kultes.33 

29 FEISCHMIDT, Populáris emlékezetpolitikák 81.  
30 DERS. 80. 
31 Eine Zusammenfassung in: LACZÓ, „Trianon"–De-
bate.  
32 GYÁNI, Trianon versus holokauszt. 
33 KOVÁCS, Trianon, avagy „traumatikus fordulat” 100–
101.  



Ungarn und sein Friedensvertrag von Trianon 1920 
 

 

427 

Abbildungen 

 
Abb. 1: Der Einmarsch der österreichischen Gendarmerie in das Burgenland (SCHLAG, Aus Trümmern geboren 409). 
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Abb. 2: Ethnographische Karte Ungarns 1910 (rot = Magyaren) 
(https://hu.wikipedia.org/wiki/Fájl:Ethnographic_map_of_hungary_1910_by_teleki_carte_rouge.jpg) 
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